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SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 15/1332
15. Wahlperiode          01-10-29

Kleine Anfrage

des Abgeordneten Klaus Schlie (CDU)

und

Antwort

der Landesregierung - Innenminister

Funktionalreform

Vorbemerkung des Fragestellers:

I. Die Landesregierung hat wiederholt erklärt, dass sie den drängenden Fragen
von Aufgabenkritik, Deregulierung und Standardöffnung hohe Priorität ein-
räumt. Sie hat ferner deutlich gemacht, dass eine sachgerechte Zuordnung
von öffentlichen Aufgaben auf Behörden des Landes einerseits und auf kom-
munale Gebietskörperschaften andererseits im Interesse einer effizienten und
bürgernahen Verwaltung dringend geboten ist. Hierzu wurde mit Landtags-
drucksache 15/526 vom 14. November 2000 ein Zwischenbericht vorgelegt,
indem eine Reihe von Rechtsänderungen angekündigt wurden. Hierzu frage
ich die Landesregierung:

1. Welche Rechtsvorschriften wurden bisher im Zuge der Aufgabenkritik bzw. Dere-
gulierung gestrichen oder nennenswert vereinfacht?

Im Zuge des seit 1997 laufenden Projekts „Funktionalreform“ (Land – Kommunen) sind

insgesamt 175 Vorschläge des Landes und der kommunalen Landesverbände einge-

reicht und beraten worden, 111 Vorschläge sind zur Umsetzung beschlossen worden.

78 davon sind bereits umgesetzt, bis Anfang 2002 werden es rund 90 % sein. In vielen

Fällen (45 Vorschläge) handelt es sich nicht um echte Aufgabenverlagerungen, sondern

um Verfahrenserleichterungen durch weggefallene Mitwirkungsrechte der obersten Lan-

desbehörden (Zustimmungs- und Genehmigungsvorbehalte). Die Einzelheiten können
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der beigefügten Übersicht über die von der Landesregierung zur Umsetzung beschlos-

senen Vorschläge zur Funktionalreform entnommen werden (Anlage 1).

2. In welchen Fällen konnte eine Öffnung von Standards erreicht werden?

Neben der Funktionalreform ist die Projektorganisation seit Ende 1998 auch mit der

Überprüfung von Regulierungen und Standards beauftragt worden, die das kommunale

Handeln in Bezug auf Verfahrens-, Sach- oder Personalstandards über Gebühr und teil-

weise mit erheblichen Kostenbelastungen einengen. 52 Vorschläge sind zur Umsetzung

beschlossen worden, die Hälfte davon ist bereits umgesetzt (vgl. anliegende Übersicht

über die von der Landesregierung zur Umsetzung beschlossenen Vorschläge im Be-

reich Überprüfung von Regulierungen und Standards – Anlage 2).

3. Welches Ergebnis hatte die angekündigte Verlagerung von Aufgaben vom Land auf
die kommunale Ebene?

Bei den angenommenen Vorschlägen zur Funktionalreform handelt es sich in 66 Fällen

um echte Aufgabenverlagerungen auf die kommunale Ebene; wegen der Einzelheiten

wird auf die Anlage 1 verwiesen. Diese Vorschläge sind zu mehr als zwei Dritteln be-

reits umgesetzt. Bis zur Jahresmitte 2002 werden voraussichtlich alle Vorschläge um-

gesetzt sein.

4.  Welches Ergebnis hatte die angekündigte interkommunale Funktionalreform?

Für die interkommunale Funktionalreform wurde als neue Rechtsgrundlage der

§ 25 a LVwG geschaffen, der am 24.12.1998 in Kraft getreten ist. Bislang sind in fünf

Kreisen Verträge nach § 25 a LVwG zur Erprobung einer ortsnahen Aufgabenerfüllung

abgeschlossen worden. Unabhängig davon, dass diese Verträge noch laufen und ent-

sprechende Erfahrungsberichte nicht vorliegen, hat in enger Abstimmung mit den kom-

munalen Landesverbänden das Innenministerium einen Katalog von 66 Aufgaben zur

Prüfung einer Aufgabendelegation in die Fachministerien gegeben.

Nur in zwei Fällen schlossen die betroffenen Ressorts eine Delegation aus sachlichen

Gründen aus. Für 35 Aufgabenfelder werden gegenwärtig Rechtsänderungen vorberei-
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tet (in den Bereichen Gaststätten-, Gewerbe-, Straßenverkehrs-, Personenstands-, Ver-

eins- und Naturschutzrecht). In zwei Fällen sind Rechtsänderungen eingetreten (Kriegs-

gräber- und Ordensrecht).

 Vorbemerkung des Fragestellers:

II. Der Landesregierung liegt sei Januar dieses Jahres ein umfangreicher Ka-
talog von – teilweise neuen – Vorschlägen zur Verwaltungsvereinfachung und
zur Funktionalreform vor, der von einer Expertengruppe im Kreis Herzogtum
Lauenburg erarbeitet worden ist. Seitens der Expertengruppe ist vorgeschla-
gen worden, diese Vorschläge zügig durch den Gesetz- und Verordnungsge-
ber umzusetzen. Hierzu frage ich die Landesregierung:

1. Wie hat sie der Arbeitsgruppe geantwortet und wie bewertet sie deren Vorschläge?

Der Landrat des Kreises Herzogtum Lauenburg hat im Januar 2001 den Bericht zur

„Verbesserung der Aufgaben- und Zuständigkeitsverteilung für die Kreis- und Gemein-

deebene“ an unterschiedliche Institutionen versandt (Landtag, Enquetekommission,

Umdruck 15/0721; Innenministerium; Landkreistag Schleswig-Holstein; Städtebund

Schleswig-Holstein; Gemeindetag Schleswig-Holstein). Ansprechpartner für das Innen-

ministerium war deshalb der Kreis. Gemäß Absprache hat der Kreis dem Innenministe-

rium im März ergänzende Unterlagen übersandt. Das Innenministerium unterrichtete den

Kreis im Mai über eine eingeleitete Umfrage in den Fachministerien und übermittelte

dem Kreis die betreffenden Unterlagen. Zugleich sagte das Innenministerium zu, zur

Herbstsitzung der Arbeitsgruppe einen Vertreter zu entsenden, um nach Auswertung der

Umfrage zu berichten. Zur Vorbereitung der Sitzung übersandte das Innenministerium

dem Kreis im September weitere Unterlagen. Die Sitzung hat zwischenzeitlich stattge-

funden. Ein weiterer Gesprächstermin mit dem Vorsitzenden der Arbeitsgruppe und

einer Vertreterin des Kreises ist vereinbart worden.

Der vom Kreis versandte Bericht gibt weitestgehend bereits bekannte Vorschläge wie-

der. Dabei ist auffallend, dass sich der Bericht weniger mit den Bereichen befasst, in

denen der Landesgesetzgeber dem Kreis Handlungsmöglichkeiten (§ 25 a LVwG) ein-

geräumt hat (22 Vorschläge zur interkommunalen Funktionalreform), sondern ganz ü-

berwiegend Vorschläge (51) zur Überprüfung von Standards und Regulierungen, zu Ge-

setzesänderungen und Gesetzesaufhebungen macht, bei denen eine Handlungsverant-

wortung nicht beim Kreis liegt.
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2. Welche Maßnahmen hat sie zwischenzeitlich zur Umsetzung der ihr sachgerecht er-
scheinenden Änderungsvorschläge unternommen?

In Bezug auf die interkommunale Funktionalreform wird auf die Antwort zu I. 4. verwie-

sen.

Hinsichtlich der Funktionalreform im Verhältnis Land - kommunale Ebene sind An-

sprechpartner der Landesregierung nicht einzelne Gebietskörperschaften, sondern die

kommunalen Landesverbände. Wie den Anlagen 1 und 2 zu entnehmen ist, decken die

angenommenen Vorschläge sich zum Teil mit den Vorschlägen der Interkommunalen

Arbeitsgruppe zur Verwaltungsvereinfachung. Einige der deckungsgleichen Vorschläge

der Interkommunalen Arbeitsgruppe sind im Zuge des Projekts „Funktionalreform“ nicht

weiter verfolgt worden, weil sie von den kommunalen Landesverbänden zurückgezogen

wurden. Soweit die kommunalen Landesverbände Vorschläge der Interkommunalen

Arbeitsgruppe des Kreises Herzogtum Lauenburg aufgreifen, wird die Landesregierung

die Umsetzbarkeit prüfen.

3. Wie ist in Anbetracht des hohen Stellenwertes von Deregulierung und Funktionalre-
form der weitere Zeitplan der Landesregierung?

Die Landesregierung hat stets die Auffassung vertreten, dass bei jeder neuen Aufgabe

bzw. bei jeder erheblichen Veränderung bestehender Aufgaben zu prüfen ist, auf wel-

cher Ebene – Landes- oder Kommunalbehörde – diese am effektivsten und wirtschaft-

lichsten wahrgenommen werden kann. Dementsprechend werden auch künftig dem je-

weiligen Einzelfall angemessene Entscheidungen getroffen werden, wenn neue Aufga-

ben entstehen oder Vorschläge zur Veränderung bestehender Aufgaben vorgelegt wer-

den. Ebenso wird bei jeder landesrechtlichen Norm geprüft, ob und in welchem Umfang

sie erforderlich ist.

Im Hinblick auf die interkommunale Funktionalreform wird die weitere Entwicklung ganz

wesentlich auch mitbestimmt vom Umfang und von der Auswertung der aufgrund von §

25a LVwG eingeleiteten Modellversuche. Hat der Landesgesetzgeber den Kreisen bei

den Regelungen auf Kreisebene einen großen Entscheidungsspielraum eingeräumt, so

wird die Landesregierung bei der Vorbereitung landesweiter Rechtsänderungen dem

Votum der kommunalen Landesverbände eine ganz gewichtige Bedeutung beimessen.
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Anlage 1
(Stand 01.10.2001)

Von der Landesregierung
zur Umsetzung beschlossene Vorschläge

zur Funktionalreform

I. Vorschläge des Landes Schleswig-Holstein

lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

1. Übertragung von Förderprogrammen und -aufgaben (Ü-
bertragung der Abwicklung des Schulbauprogrammes)

MBWFK In Fortentwicklung des bishe-
rigen Vorschlages nunmehr
Übertragung der finanztechni-
schen Abwicklung auf die
Investitionsbank

Umsetzung seit 1.1.2001
durch Aufgabenübertragungs-
vertrag MBWFK/IB

Entgeltzahlung an die Investi-
tionsbank

2. Verlagerung der Widerspruchszuständigkeit des Innen-
ministeriums in bauaufsichtlichen Angelegenheiten auf
die unteren Bauaufsichtsbehörden

IM − Umsetzung seit 01.06.1998

− darüber hinaus seit
01.10.1998 auch bzgl. bau-
aufsichtlicher Schieß-
stättenangelegenheiten

144.160 DM

3. Verlagerung des Zustimmungsverfahrens nach §  83 LBO
von der obersten Bauaufsichtsbehörde auf die unteren
Bauaufsichtsbehörden

IM Umsetzung seit 19.11.1998 28.832 DM
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lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

4. Delegation der Anspruchseinbürgerungen auf die Kreise
und kreisfreien Städte

IM Umsetzung seit 01.01.1998 Sonderregelung:
Kommunen erhalten Gebühr
und zusätzlich 58  DM pro
Einbürgerungsvorgang (nicht
pro Person) bis Ende 1999; ab
2000 Kostendeckung durch
höhere Gebühren

Infolge der spezifischen - an
Fallzahlen orientierten - Aus-
gleichsregelung bleibt die Ziff.
4 bei der Bildung der Gesamt-
summe unberücksichtigt.

5. Delegation des Passversandes bei Einbürgerungsvollzug
an die diplomatischen Vertretungen durch die Kreise und
kreisfreien Städte

IM Umsetzung seit 25.06.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

6. Verlagerung der Stiftungsaufsicht auf die Kreise und
kreisfreien Städte

IM Umsetzung seit 01.08.1999 18.740 DM

7. Delegation der Entscheidung über die Entziehung der
Rechtsfähigkeit von Idealvereinen auf die Kreise und
kreisfreien Städte

IM Änderung der LVO zur Be-
stimmung der zuständigen
Behörden gem. §§ 22, 33, 43,
61, 71  BGB ist zum
01.02.2000 in Kraft getreten.

10.091 DM

8. Delegation der Sperrbezirksverordnungen IM Umsetzung seit 22.09.2000 kein Kostenausgleich erforder-
lich

9. Delegation bei Ehe- und Altersjubiläen in bezug auf die
Antragstellung beim Bundespräsidenten und die Er-
stellung der Urkunden

IM Umsetzung seit 01.10.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

10. Verlagerung der Aufsicht über Kindertagesstätten und
Ferieneinrichtungen auf die kommunale Ebene

MJF Änderung des SGBVIII ist im
Entwurf des Ges. zur Ände-
rung des Art. 125 a GG enthal-
ten; Beschlussfassung des
Bundestages ist abzuwarten

Infolge des nicht absehbaren
Zeitpunktes der Umsetzung
der Verlagerung bleibt die
Ziff.10 bei der Bildung der Ge-
samtsumme unberücksichtigt.
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lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

11. Verlagerung der Verdienstausfallerstattung ehren-
amtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugend-
arbeit auf die kommunale Ebene (Kreisjugendämter)

MJF Umsetzung seit 26.03.1999 64.872 DM

12. Delegation bei der Erteilung von Genehmigungen für
Messen, Ausstellungen, Märkten auf die Kommunen

MWTV Umsetzung seit 01.10.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

13. Delegation der Widerspruchsverfahren in waffenhandels-
rechtlichen Angelegenheiten

MWTV − Umsetzung seit 01.10.1998

− darüber hinaus auch bzgl.
sonstiger waffenrechtlicher
Angelegenheiten

kein Kostenausgleich erforder-
lich

14. Abgabe von Aufstiegserlaubnissen für Modellflugzeuge an
die Naturschutzbehörden als örtlich zuständige Luftfahrt-
behörde

MWTV Verzögerung durch Verschie-
bung der Novelle zum Luftver-
kehrsgesetz des Bundes

Zuständigkeit soll bundesweit
auf den deutschen Modell-
fliegerverband übertragen wer-
den.
Umsetzung bis Sommer 2002

kein Kostenausgleich erforder-
lich

15. Verlagerung der Prüfung der Jahresabschlussunterlagen
der freigestellten Versicherungsvereine auf die Kreisord-
nungsämter

MWTV Verlagerung auf die Kreise
wegen zu geringer Fallzahlen
nicht sinnvoll

teilw. Umsetzung iRd AA/Ak
durch Veränderung der
Schwellenwerte

kein Kostenausgleich erforder-
lich

16. Übertragung der Trägerschaft landwirtschaftlicher Fach-
schulen auf Landkreise und kreisfreie Städte mit Anglie-
derung an die Beruflichen Schulen dieser Körperschaften

MLR Umsetzung seit 01.01.1999
(Ausnahme Landfrauenschule
Hademarschen: Übertragung
der Trägerschaft seit
01.01.2000)

1.802.600 DM

17. Delegation der Aufgaben der Gewerbeaufsichtsämter im
Bereich des Ladenschlussrechts

MASGV Verlagerung auf Kreise sowie
Gemeinden über 10000 EW

Umsetzung seit 27.10.2000
(LVO v.5.10.00, GVOBl. 277)

38.170 DM

18. Delegation der Aufgaben der Gewerbeaufsichtsämter im
Gaststättenrecht (Beteiligung am Konzessionsverfahren)

MASGV Nachdem mit den KLV keine
Einigung über den Aufgaben-
übergang erzielt werden konn-
te, ist nunmehr Verzicht auf
die Aufgabe beabsichtigt.

s. Anlage 2, Nr. 51 167.504 DM

19. Delegation der Aufgabe, über Widersprüche gegen die
Entscheidungen in Angelegenheiten des überörtlichen
Sozialhilfeträgers in eigener Zuständigkeit zu ent-
scheiden

MASGV Umsetzung seit 1.1.2000
durch Änderung der Aufgaben-
durchführungsverordnung zum
BSHG

470.000 DM



8

8

lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

20. Delegation der Bearbeitung von Kostenerstattungs-
anträgen anderer überörtlicher Sozialhilfeträger nach § 
103 BSHG sowie Geltendmachung und Durchsetzung
von Kostenerstattungsansprüchen nach §  103 BSHG bei
anderen Sozialhilfeträgern (jeweils einschl. der Durchfüh-
rung verwaltungsgerichtlicher Verfahren)

MASGV Umsetzung seit 01.04.1999 93.704 DM

21. Delegation der Zuständigkeit im Kündigungs- und Been-
digungsschutzrecht im öffentlichen Dienst

MASGV Umsetzung seit 01.01.1999 156.799 DM

22. Delegation der Vermittlung von Wohnungen im Beset-
zungsrecht des MASGV an Schwerbehinderte

MASGV Umsetzung seit 26.06.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

23. Delegation der Entscheidungen über die Anerkennung
von Betreuungsvereinen

MASGV Umsetzung seit 21.09.1999 kein Kostenausgleich erforder-
lich

24. Verlagerung der Zuständigkeit für die Erlaubnisse zum
Arbeiten mit Krankheitserregern auf die Kreisgesund-
heitsbehörden

MASGV Umsetzung seit 01.01.1999 kein Kostenausgleich erforder-
lich

25. Verlagerung der Zuständigkeit für die Ausnahme-
genehmigungen für die medizinische Ausrüstung auf
Kauffahrteischiffen (Verlagerung Schiffsausrüstung auf
Kreisgesundheitsbehörden; Verlagerung von Zustän-
digkeiten auf Kreisgesundheitsbehörden hinsichtlich der
Kauffahrteischiffe)

MASGV Umsetzung seit 01.01.1999 kein Kostenausgleich erforder-
lich

26. Durchführung biotopgestaltender Einzelmaßnahmen
(Landesmaßnahmen)

MUNF Bereits begonnene Vorhaben
werden abgewickelt; neue
Projekte (als Landesmaß-
nahmen) werden nicht mehr
begonnen. In Betracht kommt
nur noch eine Förderung von
Vorhaben unter anderer Trä-
gerschaft.

ist entfallen (Maßnahmen sind
ausgesetzt)

mangels Durchführung der
Maßnahmen wg. Reduzierung
der Haushaltsmittel keine
Auszahlung

27. Zuwendungen für landschaftspflegerische Einzel-
maßnahmen

MUNF zu 27 und 28:
in diesem Rahmen ist auch die
Prüfung EU-rechtlicher Finan-
zierungsvorschriften für

in Vorbereitung (Umsetzung
IV. Quartal 2001)

96.298 DM
Der Kostenausgleich ist an die
zu übertragenden Aufgaben
anzupassen.
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lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

28. Sonstige Zuwendungen (Zuwendungen an Stiftungen und
Sonstige)

MUNF Maßnahmen im Rahmen der
ZAL (Zukunft auf dem Lande)
erforderlich. Die Aufgabe kann
nur noch teilweise übertragen
werden (Maßnahmen außer-
halb der ZAL).

in Vorbereitung (Umsetzung
IV. Quartal 2001)

144.160 DM
Der Kostenausgleich ist an die
zu übertragenden Aufgaben
anzupassen.

29. Zuwendungen für die Förderung der Naturparke MUNF Übertragbarkeit auf die Kreise
ist gegeben.

Finanzierungsrichtlinie in Vor-
bereitung

14.259 DM
noch keine Auszahlung

30. Zuwendungen für Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen
in Naturschutzgebieten

MUNF Umsetzung ist erfolgt
(Finanzierungsrichtlinie in Kraft
seit 1.10.2000)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

31. Verwendung von Ausgleichszahlungen nach §  8  b
LNatSchG

MUNF Umsetzung seit 01.04.1999 kein Kostenausgleich erforder-
lich

32. Genehmigung der Golfplätze durch die untere Natur-
schutzbehörde

MUNF Umsetzung seit 01.04.1999 voraussichtl. Mehraufwand
durch Gebühreneinnahmen
gedeckt

33. Verzicht auf die Zustimmung der oberen Natur-
schutzbehörde bei Knickbeseitigungen

MUNF Umsetzung seit 09.06.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

34. Übertragung der Aufsicht über den Eiderverband auf die
Kreisebene

MUNF Umsetzung erfolgt zum
01.01.2000 durch Änderung
der Zuständigkeits-VO

                              19.827
DM
(an Kreis Schleswig-Flensburg)

35. Verlagerung sämtlicher Aufgaben im Zusammenhang mit
der Indirekteinleiterverordnung (Gewässer I. und
II. Ordnung)

MUNF Die hierzu vorgesehene Ände-
rung des LWG ist im Landtag
gescheitert.
Vgl. u. Nr. 106

Folge: schon früher auf die
kreisfreien Städte übertra-gene
Aufgaben sind an das Land
zurückgefallen.

36. Übertragung der Geschäftsführung für die Betreuung von
Kuratorien zum Erhalt und zur Entwicklung bestimmter
Naturschutzgebiete auf die Kreise

MUNF Umsetzung ist erfolgt in 1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich
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lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

37. Delegation der Einvernehmensregelung nach § 13 Abs. 3
LNatSchG von der oberen zur unteren Naturschutzbehör-
de

MUNF Einvernehmen der Natur-
schutzbehörde für die Zu-
lassung eines bergrechtlichen
Betriebsplanes zur Gewinnung
von Bodenschätzen

Umsetzung ist erfolgt mit De-
legations-VO vom 26.2.1999

kein Kostenausgleich erforder-
lich

38. Abgabe der Entscheidung gem. § 7 a Abs. 1 LNatSchG
i. V. m. § 45 a Abs. 1 Nr. 1 LNatSchG an die untere
Naturschutzbehörde

MUNF Genehmigung von Eingriffen in
die Natur bei nicht in-
kommunalisiertenGebieten
(Sachsenwald, Segeberger
Forst)

Umsetzung ist erfolgt mit De-
legations-VO vom 26.2.1999

kein Kostenausgleich erforder-
lich

Gesamtsumme 2.419.157 DM
(ohne Ziff. 16)
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II. Vorschläge der kommunalen Landesverbände (Teil 1)

lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

39. Verzicht auf Zustimmung der Kommunalaufsicht bei Aussage-
genehmigungen (§§ 45 b GO, § 40 b Abs. 2 KrO)

IM Umsetzung im Rahmen der
nächsten Änderung des kom-
munalen Verfassungsrechts

kein Kostenausgleich erforder-
lich

40. Wegfall der Genehmigungspflicht bei der Erstellung von
Hoheitszeichen

IM Genehmigungspflicht wird durch
Anzeigepflicht ersetzt. Dabei
muss Beratung durch das Lan-
desarchiv nachgewiesen werden.

Umsetzung (erforderliche Ände-
rung der GO) soll bei der nächs-
ten GO-Novelle erfolgen

kein Kostenausgleich erforder-
lich

41. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums beim Auf-
stieg vom gehobenen in den höheren Dienst in Form eines
Kolloquiums

IM Kolloquium wird ersetzt durch
eine für alle Aufstiegsbeamtin-
nen und -beamten bei Land und
Kommunen gleichermaßen gel-
tende Eignungsprüfung.

Konzeptionelle Überlegungen
des IM liegen vor; Eckpunkte
werden derzeit abgestimmt.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

42. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums in Lauf-
bahnfragen hinsichtlich des Höchst- oder Mindestalters bei
der Übernahme in das Beamtenverhältnis

IM Umsetzung ist erfolgt durch LVO
zur Änderung der Laufbahn-
verordnung vom 15.02.2001
(GVOBl. S. 21).

kein Kostenausgleich erforder-
lich

43. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums in Lauf-
bahnfragen bzgl. der Anstellung während der Probezeit

IM Künftig soll die Kommunal-
aufsichtsbehörde zuständig
sein.

Umsetzung ist erfolgt durch LVO
zur Änderung der Laufbahn-
verordnung vom 15.02.2001
(GVOBl. S. 21).

kein Kostenausgleich erforder-
lich

44. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums in Lauf-
bahnfragen bezüglich der Festsetzung des Mindest- und
Höchstalters beim Aufstieg

IM Ausnahmen fallen in die Zu-
ständigkeit der obersten Dienst-
behörde.

Umsetzung ist erfolgt durch LVO
zur Änderung der Laufbahn-
verordnung vom 15.02.2001
(GVOBl. S. 21).

kein Kostenausgleich erforder-
lich

45. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums in Lauf-
bahnfragen bzgl. der Beförderung innerhalb von zwei Jah-
ren vor Eintritt in den Ruhestand

IM Regelung wird gestrichen. Umsetzung ist erfolgt durch LVO
zur Änderung der Laufbahn-
verordnung vom 15.02.2001
(GVOBl. S. 21).

kein Kostenausgleich erforder-
lich
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lfd.
Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

46. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums in Lauf-
bahnfragen bei der Einstellung in das Beamtenverhältnis
auf Probe im mittleren und gehobenen technischen Dienst

IM Umsetzung ist erfolgt durch LVO
zur Änderung der Laufbahn-
verordnung vom 15.02.2001
(GVOBl. S. 21).

kein Kostenausgleich erforder-
lich

47. Verzicht auf Mitwirkung des Innenministeriums in Lauf-
bahnfragen bzgl. der Eignungsprüfung beim Aufstieg

IM Die Eignungsprüfung bzgl. des
Aufstiegs vom mittleren in den
gehobenen Dienst erfolgt durch
ein Testverfahren, das in der
Praxis bereits von den Kommu-
nen selbst durchgeführt wird.

Umsetzung ist erfolgt durch LVO
zur Änderung der Laufbahn-
verordnung vom 15.02.2001
(GVOBl. S. 21).

kein Kostenausgleich erforder-
lich

48. Verzicht auf Genehmigung zur Absicherung von Krediten
für den Wohnungsbau

IM Umsetzung erfolgt mit der
nächsten Novelle der Gemein-
deordnung.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

49. Verzicht auf Genehmigungsvorbehalte bei Bürgschaften
und Verpflichtungen aus Gewährverträgen oder vergleichba-
ren Rechtsgeschäften

IM Umsetzung erfolgt durch Ände-
rung der LVO über die Geneh-
migungsfreiheit von Rechts-
geschäften kommunaler Ge-
bietskörperschaften seit
01.03.1999

kein Kostenausgleich erforder-
lich

50. Verzicht auf Genehmigungsvorbehalt bei Kassenkrediten IM Umsetzung erfolgt durch Ände-
rung der LVO über die Geneh-
migungsfreiheit von Rechts-
geschäften kommunaler Ge-
bietskörperschaften seit
01.03.1999

kein Kostenausgleich erforder-
lich

51. Verzicht auf „Durchleitung“ von Zuschüssen nach dem
Gräbergesetz

IM Die Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

52. Verlängerung der Zeiträume für Kassenprüfungen auf zwei
bzw. fünf Jahre

IM Wird bei der nächsten Änderung
des Kommunalprüfungsgesetzes
umgesetzt. Angestrebt wird
Änderung im Zusammenhang
mit nächster Änderung des
kommunalen Verfassungsrechts
(s.o.Nr.39)

kein Kostenausgleich erforder-
lich
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Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

53. Verzicht auf doppelte Prüfung von Kriegsopferfürsorge-
leistungen und Leistungen nach dem Unterhaltsvorschuss-
gesetz

MASGV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

54. Verzicht auf eine Prüfinstanz - die Gemeindeprüfungsämter
- bei Abrechnung städtebaulicher Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen

IM Umsetzbarkeit wird noch geprüft
aufgrund der PM des LRH 1999
und 2000.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

55. gänzlicher Ausschluss oder Verlagerung der Zuständigkeit
für die Widerspruchsverfahren im Bereich des Kfz-
Zulassungsverfahrens

MWTV/IM Widerspruchszuständigkeit im
Straßen- u. Straßenverkehrs-
recht soll insgesamt verlagert
werden.

Regelungsmöglichkeiten werden
z.Zt. geprüft.

56. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr bei den Verkehrszeichen 275/279: Beginn und
Ende der vorgeschriebenen Mindestgeschwindigkeit

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

57. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr beim Verkehrszeichen 261: Verbot für kennzeich-
nungspflichtige Fahrzeuge mit gefährlichen Gütern

MWTV Umsetzung seit 19.11.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

58. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr bei den Verkehrszeichen 330/334: Beginn/Ende
einer Autobahn

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

59. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßenverkehr
bei den Verkehrszeichen 331/336: Beginn/Ende einer Kraftfahr-
straße

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

60. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßenverkehr
beim Verkehrszeichen 368: Verkehrssender

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

61. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßenverkehr
beim Verkehrszeichen 380: Richtgeschwindigkeit

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

62. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßenverkehr
beim Verkehrszeichen 460: BAB-Umleitungsstrecken

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

63. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßenverkehr
bei den Verkehrszeichen 209  -  214: Vorgeschriebene Fahrtrich-
tung

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

64. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr beim Verkehrszeichen 293: Zebrastreifen

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

65. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr beim Verkehrszeichen nach §  37 StVO: Grünpfeil
an einer Lichtsignalanlage

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich
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Nr.

Bezeichnung des Vorschlages Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

66. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr bei den Verkehrszeichen 290/292: Zonenhaltever-
bot

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

67. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßen-
verkehr beim Zusatzschild „Abknickende Vorfahrt“ zu dem
Zeichen 306

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

68. Verzicht auf Mitwirkung des Landesamtes für Straßenverkehr
bei den Verkehrszeichen 306/307: Beginn/Ende einer Vor-
fahrtsstraße

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

69. Verlagerung einzelner Zuständigkeiten im Bereich des
Straßenverkehrsrechts - Verkehrszeichen - auf Gemeinden
unter 20  000 Einwohner

MWTV Umsetzung ist erfolgt. kein Kostenausgleich erforder-
lich

70. Verzicht auf Zustimmung des Innenministeriums bei Ände-
rung von Familiennamen mit früheren Adelsbezeichnungen

IM Umsetzung durch Erlaß-
Änderung vom 9. Dezember
1999.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

71. Verlagerung der Zuständigkeit des Innenministeriums bei
der Feststellung von Familiennamen

IM Verlagerung auf Kreise und
kreisfreie Städte sowie Ge-
meinden über 20.000 EW

Änderung seit 01.02.2000 in
Kraft (LVO v.21.1.2.1999,
GVOBl. 2000, S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

72. Übertragung der Zuständigkeit für die Feststellung des
Personenstandes „angetroffener Personen“

IM Änderung seit 01.02.2000 in
Kraft (LVO v.21.1.2.1999,
GVOBl. 2000, S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

73. Bildung von Standesamtsbezirken durch die Kreise IM Änderung seit 01.02.2000 in
Kraft (LVO v.21.1.2.1999,
GVOBl. 2000, S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

74. Aufhebung der Regelung im Personenstandswesen - hilfs-
weise Delegation -, die die Notwendigkeit einer Ausnah-
megenehmigung des Innenministeriums für die Bestellung
von „Standesbeamten in erforderlicher Zahl“ vorsieht

IM Änderung seit 01.02.2000 in
Kraft (LVO v.21.1.2.1999,
GVOBl. 2000, S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

75. Aufhebung von Sondervorschriften hinsichtlich der Bestel-
lung von Standesbeamten/Eignungsvorschriften

IM Änderung seit 01.02.2000 in
Kraft (LVO v.21.1.2.1999,
GVOBl. 2000, S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich
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76. Verlagerung der Zuständigkeit für die Brandverhütungs-
schau auf die Kreise und kreisfreien Städte zur Erfüllung
nach Weisung (Insoweit ist anzumerken, dass der Vor-
schlag im Entwurf der Brandverhütungsverordnung bereits
berücksichtigt ist.)

IM Umgesetzt durch Brand-
verhütungsschauverordnung vom
13.08.1998.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

77. Entfallen der Berichterstattungspflicht der Kreise bei der
staatlichen Anerkennung von Rettungstaten (Insoweit ist
der weitergehende Vorschlag des Innenministeriums ange-
nommen worden, die entsprechende Durchführungs-
verordnung insgesamt aufzuheben.)

IM Umgesetzt durch Aufhebungs-
VO v. 20.12.1999 (GVOBl. 2000,
S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

78. Änderung der Bekanntmachung des Innenministers vom
13.04.1967 zwecks unmittelbarer Übersendung der Anträ-
ge und Urkunden/Brandschutzehrenzeichen ohne Durchlei-
tung bei der Kreisverwaltung

IM Verwaltungsvorschriften zum
Gesetz über die Stiftung des
Brandschutzehrenzeichens sind
am 18. Oktober 1999 veröffent-
licht worden.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

79. Delegation der Zuständigkeit von den Kreisordnungs-
behörden auf die örtlichen Ordnungsbehörden bzgl. der
Auflösung von Versammlungen in geschlossenen Räumen

IM Änderung seit 01.02.2000 in
Kraft (LVO v.21.1.2.1999,
GVOBl. 2000, S. 29)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

80. Entfallen der Erlaubnispflicht für Sammlungen von Altmate-
rial (Insoweit ist dem weitergehenden Vorschlag in der
Arbeitsgruppe  1 zur Aufhebung des Sammlungsgesetzes
gefolgt worden.)

IM Im Rahmen eines  „Deregulie-
rungsgesetzes“ soll Erlaubnis-
pflicht aufgehoben werden, das
Sammlungsgesetz im übrigen
aber erhalten bleiben.

Anhörung der Wohl-
fahrtsverbände ist erfolgt..

kein Kostenausgleich erforder-
lich

81. Verzicht auf Vorlage eines Gesundheitszeugnisses (Hier
ist darauf hinzuweisen, dass die Vorlage eines Gesund-
heitszeugnisses bei der geplanten Änderung des Bundes-
seuchengesetzes ohnehin entfallen soll.)

MASGV Umgesetzt durch Inkrafttreten
des Infektionsschutzgesetzes
zum 1.1.2001

kein Kostenausgleich erforder-
lich

82. Wegfall der karteimäßigen Erfassung von Veranstaltungen
i. S. des Titels  IV der Gewerbeordnung sowie Volksfesten

MWTV Umgesetzt durch Erlass
vom24.08.1999

kein Kostenausgleich erforder-
lich

83. Übertragung der Zuständigkeit zur öffentlichen Bestellung
und Vereidigung von Versteigerern im Bereich des § 34 b
Gewerbeordnung auf die Industrie- und Handelskammern

MWTV Umsetzung ist erfolgt.
(Inkrafttreten: 01.11.1999)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

84. Übertragung der Zuständigkeit für die Nachschau eich-
pflichtiger Geräte auf die Eichämter (Hier ist darauf hinzuweisen,
dass diese Zuständigkeitsänderung ohnehin  vom MWTV be-
absichtigt ist.)

MWTV Umgesetzt durch Änderung der
ZuständigkeitsVO zum Eichge-
setz v. 7.11.2000 (GVOBl. 2000,
S. 596)

kein Kostenausgleich erforder-
lich
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85. Übertragung der Zuständigkeit, Wehrpflichtige unabkömm-
lich zu stellen, auf die Industrie- und Handelskammern

IM Rechtliche Überprüfung unter
Beteiligung des Bundesministe-
riums der Verteidigung hat er-
geben, daß der Vorschlag nicht
umsetzbar ist.

86. Aufhebung der generellen Verpflichtung zur Aufstellung und
Fortschreibung von Schulentwicklungsplänen

MBWFK Umsetzung durch Erlassände-
rung seit 01.08.2001 (keine
generelle Abschaffung der Ver-
pflichtung, sondern eine Aktuali-
sierung im Bedarfsfall)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

87. Entfallen des Zustimmungserfordernisses des MWTV zur Ent-
scheidung der Kreise über den Einsatz eines Schulbusses im
freigestellten Verkehr

MWTV Umsetzung seit 01.10.1998 kein Kostenausgleich erforder-
lich

88. Übertragung der Aufgaben der unteren Denkmal-
schutzbehörden auf die kreisangehörigen Gemeinden über
20  000  Einwohner, soweit dort entsprechendes Fachper-
sonal beschäftigt wird

MBWFK Änderung des Denkmalschutz-
gesetzes erforderlich

Umfassenderes Änderungsge-
setz in dieser Legislaturperiode
vorgesehen

kein Kostenausgleich erforder-
lich

89. Übertragung der Anerkennung, Förderung und Fachauf-
sicht aller Beratungs- und Betreuungseinrichtungen nach
dem Psychiatriegesetz auf die Kreise und kreisfreien
Städte

MASGV bisher keine Einigung mit den
Kommunen über Übertragung
als Selbstverwaltungsangele-
genheit (Hauptproblem: Kosten-
regelung)

Thema ist im Rahmen der För-
derrichtlinien für freiwillige Leis-
tungen des Landes aufgegriffen
worden; Anhörung m. KLV u.
Wohlfahrtsverbänden erfolgt.
Aufgabenverlagerung ist derzeit
nicht umsetzbar (s.Bem.)
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

90. Gutachterausschüsse für Grundstückswerte
Die Bestellung der Mitglieder für den Gutachterausschuss soll -
statt durch das Innenministerium - durch die Gebietkörperschaft
erfolgen.

IM Umgesetzt durch ÄnderungsVO
vom 05.07.2000 (GVOBl. 2000,
S. 547)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

91. Straßen- und Wegerecht
Die Einziehung öffentlicher Straßen soll analog dem Widmungs-
verfahren ablaufen.

MWTV Entwurf einer Novelle des Stra-
ßen- und Wegegesetzes liegt
vor, Anhörungsverfahren läuft.
Kabinettsbefassung wird f.d. I.
Quartal 2002 angestrebt.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

92. Zuwendungswesen
Das Abrufverfahren für bewilligte Zuwendungen ist zu ver-
einfachen.

MFE Änderung der VV-K Nr. 7.3 zu § 
44 LHO ist am 8.11.1999 veröf-
fentlicht worden (Amtsbl. S.-H-
S. 570)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

93. Bekanntmachungswesen
Das Verfahren der örtlichen Bekanntmachungen und Ver-
kündung ist zu vereinfachen.

IM − Möglichkeit des Aushanges
für Gemeinden bis 20.000
EW (bisher 10.000 EW)

− Verdoppelung der Be-
messungsgrenze für das
Aufstellen von Bekannt-
machungstafeln auf 2.000
EW

Umgesetzt durch LVO vom
15.09.1999 (GVOBl. S.-H.
S. 267)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

94. Wasserrecht
Der Genehmigungsvorbehalt für die bisherigen Ämter für
Land- und Wasserwirtschaft bei der Vergabe von Aufträgen
für die Durchführung von kommunalen Maßnahmen zur
Verbesserung oder Erhaltung der Gewässergüte nach § 13
des Abwasserabgabengesetzes soll gestrichen werden.

MUNF Runderlaß zur Aufhebung der
Bestimmungen in den Förder-
richtlinien ist am 22.10.1999
ergangen. Bestimmung findet ab
Haushaltsjahr 2000 keine An-
wendung mehr.

kein Kostenausgleich erforder-
lich
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IV. Prüfbitten der kommunalen Landesverbände

lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

95. Es soll geprüft werden, ob die Zuständigkeit zur Erteilung
von Befreiungen von der Verpflichtung zur Aufstellung eines
Landschaftsplanes auf die kommunale Ebene verlagert
werden kann.

MUNF Von Seiten des Landes werden
Kriterien für die Erteilung von
Befreiungen entwickelt.

Verlagerung dieser Aufgabe ist
in den Entwurf der Novelle des
LNatschG eingearbeitet (Kabi-
nettsbefassung im Okt. 2001)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

96. Es soll geprüft werden, ob die Zustimmungserfordernisse
durch das LANU bzw. das Ministerium für Umwelt, Natur
und Forsten abgebaut werden können und statt dessen die
kommunale Ebene die alleinige Zuständigkeit erhalten
kann.

MUNF Einvernehmen bei Eingriffen im
Geltungsbereich eines B-Planes
oder im Innenbereich. Bei Ein-
griffen im Bereich geschützter
Biotope (§ 15 a LNatSchG) und
bei Naturschutzgebieten (§§ 17,
54 Abs. 4 LNatSchG):
Anzeigepflicht mit Vetorecht
(befristete Erpro-bung).

Umsetzung ist erfolgt mit Erlaß
v. 25.8.1999

Umwandlung des Zustim-
mungserfordernisses in ein Ve-
torecht ist in den Entwurf der
Novelle des LNatschG einge-
arbeitet (Kabinettsbefassung im
Okt. 2001)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

97. Es soll geprüft werden, ob die Aufgaben des Artenschutzes -
soweit Entscheidungen vor Ort getroffen werden müssen (z. B.
Genehmigung für die Errichtung, Änderung und den Betrieb
von Tiergehegen) - auf die kommunale Ebene übertragen wer-
den können.

MUNF Zustimmung zum Vorschlag
betr. die Genehmigung von Tier-
gehegen (bei besonderen Tierar-
ten im Einvernehmen mit LANU)

Umgesetzt durch LVO
v.8.11.2000 (GVOBl. 2000,
S. 597)
Inkrafttreten: 01.01.2001

kein Kostenausgleich erforder-
lich

98. Gemäß § 29 LNatSchG werden Naturerlebnisräume auf Antrag
eines Trägers von der obersten Naturschutzbehörde oder mit
ihrer Zustimmung auch von der unteren Naturschutzbehörde
anerkannt. Es soll geprüft werden, ob diese Anerkennung nicht
allein durch die kommunale Ebene erteilt werden kann.

MUNF Änderung des LNatSchG erfor-
derlich; schon jetzt können
Kreise Anträge bei oberster
Naturschutzbehörde stellen (die
in der Vergangenheit immer
positiv beschieden wurden)

kein Kostenausgleich erforder-
lich

99. Es soll geprüft werden, ob die Zuständigkeit für die Auswei-

sung von Naturparks wegen der damit verbundenen örtlichen

und regionalen Auswirkungen auf die kommunale Ebene verla-

gert werden kann.

MUNF Änderung des LNatSchG erfor-
derlich; derzeit kein unmittelba-
rer Handlungsbedarf, da z.Zt.
keine weiteren Naturparks in der
Planung sind

kein Kostenausgleich erforder-
lich
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100. Es soll geprüft werden, ob die Zuständigkeit als Widerspruchs-

behörde bei Entscheidungen der unteren Naturschutzbehörde

von der oberen Naturschutzbehörde auf die kommunale Ebene

verlagert werden kann.

MUNF Umgesetzt durch LVO
v.8.11.2000 (GVOBl. 2000,
S. 597)
Inkrafttreten: 01.01.2001

Entscheidung über Kosten-
ausgleich nach Umsetzung
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V. Vorschläge der Vereinigung der Industrie- und Handelskammern

lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

101. Verlagerung der Zuständigkeiten im Bereich des Güter-
kraftverkehrsgesetzes auf die unteren Verkehrsbehörden

MWTV Umsetzung ist zum 1.7.1998
erfolgt.

kein Kostenausgleich erforder-
lich

102. Aufbau einer eigenen Tarifauskunftsstelle durch die In-
dustrie- und Handelskammern

MASGV Vorschlag hat sich in Abstim-
mung mit IHK erledigt.
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VI. Vorschläge des Landes Schleswig-Holstein 2000/2001

lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

103. Übertragung der Genehmigung des Raumprogramms u.
der Baupläne gem. § 54 Abs. 1 S. 2 SchulG auf die Kreise
und kreisfreien Städte

MBWFK Entwurf zur Änderung des
Schulgesetzes ist vorbereitet;
Änderungen sollen zum
1.1.2002 in Kraft treten.

104. Prüfung technischer Einrichtungen im Bereich des Veteri-
närwesens, technische u. technologische Beratung der
Kreisordnungsbehörden

MLR Bisher keine Bereitschaft der
kommunalen Ebene zur Über-
nahme der Aufgabe

Verlagerung der Aufgabe auf das
ALR Kiel bis Ende 2001.

Kostenausgleich nicht erforder-
lich

105. Übertragung von Vollzugsaufgaben nach dem Produktsi-
cherheitsgesetz

MASGV Verlagerung auf die kommunale
Ebene wird geprüft im Rahmen
der noch zu erlassenden
ZuständigkeitsVO; Tendenz
allerdings: Verlagerung auf LGA

106. Übertragung der Aufgaben nach § 33 LandeswasserG
(Indirekteinleitung) auf die abwasserbeseitigungs-
pflichtigen Körperschaften als pflichtige Selbstverwal-
tungsaufgabe

MUNF s.o. I. Nr. 35 EU-Wasser-Rahmenrichtlinie
liegt vor; Änderung des Wasser-
haushaltsgesetzes des Bundes
steht bevor. Umsetzung durch
Artikelgesetz des Landes vor-
aussichtlich in der 2. Jahreshälf-
te 2002.

Ausgleich des Aufwandes durch
Erlass kommunaler Gebüh-
rensatzungen.

107. Erweiterung bzw. Einschränkung des Gemeingebrauchs u.
des Befahrens mit Wasserfahrzeugen (§§ 18,19 LWG)

MUNF Erlass einer Landesverordnung
ist für Ende 2001 vorgesehen.

Kostenausgleich aus Sicht des
Landes nicht erforderlich, da nur
geringfügiger Aufwand

108. Übertragung der Zuständigkeit für die Erteilung von Son-
dernutzungen am Meeresstrand gem. § 35 LNatschG  auf
die unteren Naturschutzbehörden

MUNF Umsetzung iRd Novelle des
Landesnaturschutzgesetzes in
der 1. Hälfte 2002 vorgesehen.

Aus Sicht des Landes kein Kos-
tenausgleich erforderlich wegen
geringer Fallzahlen.

109. Delegation der Erstellung u. Feststellung der Landschafts
rahmenpläne auf für die jeweiligen Planungsräume zu
gründende Zweckverbände

MUNF Die bestehende Ermächtigung in
§ 5a LNatschG ist von den Krei-
sen durch die Gründung von
Zweckverbänden auszufüllen.
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Kostenausgleich

110. Vollzug des Immissionsschutzrechts bei genehmigungs-
bedürftigen Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von
Geflügel oder zum Halten oder zur Aufzucht von Schwei-
nen (Nr. 7.1 d. Anhangs z. 4. BIMSchV)

MUNF Aufwand bei den Kreisen und
kreisfreien Städten wird bei einer
Übertragung voraussichtlich
deutlich über einem eventuellen
Einspar-potenzial für das Land
liegen.

ZuständigkeitsVO nach
BImSchG könnte innerhalb von 6
Monaten erlassen werden.

111. Ermächtigung der Kreise u. kreisfreien Städte zum Erlass
verkehrsrechtlicher Anordnungen nach dem LWG betr.
schiffbare Gewässer 1. Ordnung (Änderung § 137 Abs. 2
LWG)

MWTV Umwandlung einer bisherigen
Weisungs- in eine Selbst-
verwaltungsangelegenheit

Umsetzung im Rahmen der
geplanten Novelle des Landes-
wassergesetzes (FF MUNF;
Ressortabstimmung und Ver-
bandsanhörung im I./II. Quartal
2002 vorgesehen.
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Anlage 2
(Stand 01.10.2001)

Von der Landesregierung zur Umsetzung beschlossene Vorschläge
im Bereich Überprüfung von Regulierungen und Standards

I. Vorschläge des Landes Schleswig-Holstein

lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungs-
stand

Einsparung
Kommunen

1. Reduzierung der Stichtagsbindung des Erstattungs-
verfahrens im Rahmen des Schullastenausgleichs von der-
zeit zweimal auf zukünftig einmal jährlich (§§ 76, 77, 77a
SchulG)

2 MBWFK Umsetzung durch
Änderung des
Schulgesetzes – ggf.
im Rahmen der Än-
derung anderer ge-
setzlicher Vorschrif-
ten – spätestens in
der 2. Jahreshälfte
2002.

2. Ermächtigung der Gemeinden zur gemeinsamen Ver-
öffentlichung der Bekanntmachung über die Auslegung der
Wählerverzeichnisse und über die Erteilung von Wahl-
scheinen sowie der Wahlbekanntmachungen zu Kommunal-
und Landtagswahlen und Abstimmungen auf Landesebene

3 IM vgl. Vorschlag Nr. 6
GT

umgesetzt (Art. 1 Nr.
16 der VO zur Ände-
rung der LWO vom
27.05.1999)

3. Durchführung von Kommunalstatistiken: Streichung des § 7
Abs. 6 (Kommunale Statistikstelle ist nicht mehr unmittelbar
Landrätin/ Landrat, Bürgermeisterin/ Bürgermeister, Stadträ-
tin/Stadtrat oder Amtsvorsteherin/
Amtsvorsteher zu unterstellen.) und Überprüfung der sonsti-
gen in § 7 Landesstatistikgesetz enthaltenen Verfahrens-
und Organisationsstandards

4 IM Abstimmung mit der
kommunalen Seite
ist noch nicht abge-
schlossen.

Die erste Kabinetts-
befassung ist für das
IV. Quartal 2001
geplant.

4. Erweiterung der örtlichen Bekanntmachungsmöglichkeit
durch Aushang (Änderung der Bekanntmachungsverordnung
durch Anhebung der Einwohnerzahlbegrenzung)

6 IM Anhebung der
Grenzzahl auf
20.000 Einwohner

Umgesetzt durch
LVO v. 15.09.1999
(GVOBl. S. 267)
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungs-
stand

Einsparung
Kommunen

5. Reduzierung der örtlichen Bekanntmachung des Gegen-
standes eines beantragten Volksbegehrens, der Ein-
tragungsräume und der Eintragungszeiten auf ein einziges
Mal vor Fristbeginn (§ 14 VAbstG i. V. m. §§ 6 bis 10
VAbstGDVO)

7 IM abhängig von den
Landtagsberatungen
über das Gesetz zur
Änderung d. Volks-
abstimmungsges.

Gesetzentwurf der
Landesregierung wird
bis Frühjahr 2002
vorgelegt.

6. Delegation bestimmter Ausnahmezulassungen nach der
Laufbahnverordnung von der Kommunalaufsichtsbehörde auf
die oberste Dienstbehörde

9 IM Umgesetzt durch
LVO zur Änderung
der Laufbahnverord-
nung vom 15.2.2001
(GVOBl. S. 21).

7. Deregulierung der Bestimmungen zur Sicherung und Auf-
sicht von Badestellen (teilweise Aufhebung der Badestellen-
verordnung)

15 IM Die Lenkungsgruppe
„Funktionalreform“
hat dem Verzicht auf
die Umsetzung am
16.03.01 zugestimmt

Nach dem Ergebnis
der Verbands-
anhörung z. Entwurf
der LVO soll von der
beabsichtigten Än-
derung Abstand
genommen werden.

8. Verzicht des Innenministeriums auf die Übersendung der
Prüfberichte über die Standesämter durch die Kreise und
kreisfreien Städte

17 IM Umsetzung per Er-
laß im März 1999

9. Verzicht auf den Nachweis einer dreimonatigen Tätigkeit auf
dem Gebiet des Personenstandswesens als Bestellungsvor-
aussetzung zum Standesbeamten

18 IM Änderung der LVO
ist zum 01.02.2000
in Kraft getreten.

10. Verzicht auf die Tarifbestätigung der Kommunalaufsicht für
die Beitreibung privatrechtlicher Entgelte im Verwaltungswe-
ge

19 IM Umsetzung zum
1.1.2000 (im Rah-
men der FAG-
Änderung)

11. Änderung des § 24 Abs. 3 GO dahingehend, daß die Vor-
schriften zur Entschädigung im Kommunalbereich nicht
mehr durch genehmigungspflichtige Hauptsatzung, sondern
durch einfache Satzung geregelt werden können

20 IM Umsetzung im Rah-
men der nächsten
GO-Änderung
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungs-
stand

Einsparung
Kommunen

12. Aussetzung des § 2 Abs. 2 Garagenverordnung Schleswig-
Holstein

22 IM Die Übergangsfristen
des § 25 Abs. 2, 3
und 4 Garagen-
verordnung sollen
alle bis zum Jahr
2002 ausgedehnt
werden.

ÄnderungsVO ist am
31.03.2000 in Kraft
getreten (GVOBl. S.
262) Fristverlänge-
rung bis zum
31.03.2002

13. Wegfall des Individualeinbürgerungsverfahrens bei sog. Sta-
tusdeutsche zugunsten des gesetzlichen Erwerbs der deut-
schen Staatsangehörigkeit

23 IM Dem Vorschlag wird
inhaltlich zu-
gestimmt. Da er auf
eine Änderung von
Bundesrecht abzielt,
wird das IM den
Vorschlag im Bun-
desrat einbringen.

Das entsprechende
neue Staatsange-
hörigkeitsrecht des
Bundes ist am
1.1.2000 in Kraft
getreten.

14. Beschränkung der regelmäßigen Hygieneüberwachung
durch die kommunalen Gesundheitsämter auf Einrichtungen
mit hohem Risikopotential

24 MASGV Umsetzung im Rah-
men der Novellierung
des Gesundheits-
dienstgesetzes zum
1.1.2002vorgesehen

15. Beschränkung der Verpflichtung, ein förmliches Ver-
waltungsverfahren durchzuführen (§§ 10, 10 a, 119 LWG)

26 MUNF Umsetzung: Novelle
LWG (März 2000)

16. Streichung der Erlaubnispflicht für Niederschlagswasser-
Einleitungen (§§ 21, 31a LWG)

27 MUNF Umsetzung: Novelle
LWG (März 2000)

17. Verbesserung der Übertragungsmöglichkeiten der Abwasser-
beseitigungspflicht von Gemeinden auf Nutzungsberechtigte
der Grundstücke (§§ 31 Abs. 3, 31 a Abs. 1 LWG)

28 MUNF Umsetzung: Novelle
LWG (März 2000)

18. Reduzierung der Planfeststellungspflicht für Kläranlagen von
früher 5.000 Einwohner auf künftig 50.000 Einwohner

29 MUNF Umsetzung: Novelle
LWG (März 2000)

19. Streichung der Genehmigungspflicht für Abwasservorbehan-
dlungsanlagen und für Kanalisationsnetze sowie Einführung
einer Bauartzulassung  (§§ 35 Abs. 1, 2, 35 Abs. 3 LWG)

30 MUNF Umsetzung: Novelle
LWG (März 2000)

20. Streichung der Verpflichtung der Gemeinden zur Einrichtung
eines Wasserwehrdienstes sowie der Hilfspflicht im Falle der
Wassergefahr (§§ 87, 86 LWG)

31 MUNF Umsetzung: Novelle
LWG (März 2000)
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II. Vorschläge des Schleswig-Holsteinischen Städteverbandes

lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

21. Erlass „Kunst im öffentlichen Raum“, dessen Novellierung
1994 nichts anderes als „Gängelungen“ der kommunalen
Ebene durch neue Beteiligungs- und Zustimmungsvorbehalte
des Landes oder von dort eingesetzter Fachgremien erbracht
hat.

8 MBWFK Land und Kommunen
verabreden gemein-
sam eine Verfah-
rensverbesserung.

Umgesetzt durch
Effektivierung der
Beratung durch das
Fachreferat

22. Wegfall der Verbindlichkeit der Dienstwohnungsvorschriften
für den kommunalen Bereich

9 IM Der Vorschlag um-
fasst auch die Miet-
wohnungs-
vorschriften.

Zur Umsetzung wäre
eine Änderung des
Landesbesol-dungsG
erforderlich
(zust.:MFE)

23. Rettungsdienstgesetz - Verringerung der Zahl der Leitstellen 30 MASGV KLV haben entspr.
Gutachten in Auftrag
gegeben. Pinneberg
u. Dithmarschen
haben sich auf ge-
meinsame Leitstelle
verständigt

24. Gesundheitsdienstgesetz - Konzentration der Gesund-
heitsämter

32 MASGV Umsetzung im Rah-
men der GDG-
Novelle z. 1.1.2002
vorgesehen.

25. Aufhebung bzw. Modifizierung der Fristenregelung auf die
Aktualität von Planungsunterlagen (Planzeichenverordnung
1990 und Erlass des Innenministeriums vom 03.07.1998)

42 IM Dem Vorschlag wird
mit der Ergänzung
zugestimmt, die Frist
unter Prüfvorbehalt
des IM auf 2 Jahre
zu erhöhen.

Umgesetzt durch
Erlass v. 21.04.1999
(Amtsbl. SH S. 199)



27

- 27 -

lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

26. Aufhebung der Doppelzuständigkeit bei der Bescheidung von
Anträgen zur Waldumwandlung (§ 12 Landeswaldgesetz, § 7
Abs. 1 Nr. 8 Landesnaturschutzgesetz)

43 MUNF Änderung Landes-
waldgesetz in lfd.
Legislaturperiode
geplant

27. Vereinheitlichung der Zuständigkeiten nach dem Wohnungs-
bindungsgesetz

54 IM versuchsweise, be-
fristete Umsetzung
im Kreis Segeberg

Verträge des Kreises
mit Ämtern und Ge-
meinden sind ge-
schlossen. Ver-
suchsbeginn:
1.1.2000

28. Einführung eines Datenträgeraustausches bei der Über-
sendung der Monatsstatistik des Einwohnermeldeamtes

58 IM Die Voraussetzun-
gen für die Einfüh-
rung eines auto-
matisierten Verfah-
rens sind seit Anf.
2001 geschaffen.
Pilotanwendung bei
ausgewählten Mel-
debehörden läuft an.

29. Schaffung der Möglichkeit, daß Kfz-Ummeldungen - Ände-
rung der Halteradresse - von den örtlichen Ein-
wohnermeldeämtern vorgenommen werden können

60 MWTV/
IM

Dem Vorschlag wird
mit dem Hinweis,
daß der Bürger eine
entsprechend höhere
Gebühr zu entrichten
haben wird, zuge-
stimmt. Zunächst
jedoch Neuregelung
bei den Kfz-Scheinen
erforderlich

Positive Ergebnisse
des Pilotprojekts im
Kreis RD-Eck. (Gem.
Altenholz) liegen vor.
Es gibt 5 weitere
entspr. Verträge.
Damit ist die Mög-
lichkeit zur Kfz-
Ummeldung bei den
örtlichen Ein-
wohnermeldeämtern
geschaffen worden.
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III. Vorschläge des Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages

lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

30. Bildung von Ausschüssen: Verpflichtung zur Bildung mehre-
rer Ausschüsse abschaffen (§ 45 GO, §  19  a. .O.)

1 IM Umsetzung im Rah-
men der nächsten
Änderung des kom-
munalen Verfas-
sungsrechts

31. Unterschrift f. Verpflichtungserklärung: nur eine Unterschrift
zuzulassen analog GO (§  17 AO, §  11 GkZ)

2 IM Umsetzung im Rah-
men der nächsten
Änderung des kom-
munalen Verfas-
sungsrechts

32. Sitzungsgeld für nicht dem Gremium angehörende Gemein-
devertreter: Vorschrift aufheben (§ 3 Abs. 1 Satz 1 EntSch-
VO)

4 IM Verpflichtung der
Gemeinden soll ent-
fallen, für diese Fälle
ein Sitzungsgeld
vorzusehen.

Umsetzung im Rah-
men der nächsten
Änderung des kom-
munalen Verfas-
sungsrechts, da
zuerst Änderung von
§ 32 Abs. 3 Satz 3
GO erforderlich

33. Dienstwohnungsvorschriften: Vorschrift aufheben 10 IM Der Vorschlag um-
fasst auch die Miet-
wohnungs-
vorschriften.

Zur Umsetzung wäre
eine Änderung des
LBesG erforder-lich
(zust.:MFE)

34. Stellenplangestaltung: Vorschrift aufheben (StellenplanVO) 11 IM Innenministerium soll
gemeinsam mit den
kommunalen Lan-
desverbänden Ver-
einfachungs-
möglichkeiten prüfen

Detailprüfung nach
Abschluss der Ände-
rung des kommuna-
len Verfassungs-
rechts, da zuerst
Änderungen im
Sechsten Teil der
GO (Ge-
meindewirtschaft)
abzuwarten
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

35. Verwendung von Umschlägen bei Bundestags-Wahl: Vor-
schrift aufheben (BWahlG)

21 IM Umgesetzt durch
Änderung des Bun-
deswahlG.

36. Genehmigung für Umzüge auf Straßen: Genehmigungs-
pflicht einschränken (§ 29 StVO)

32 MWTV Erlaubnispflicht für
Umzüge soll im Er-
lasswege ein-
geschränkt werden,
soweit es um Ge-
meinde- oder Kreis-
straßen geht.

Das Anhörungsver-
fahren zur Änderung
d. ZuständigkeitsVO
läuft noch. Mit einer
Umsetzung ist bis
Ende 2001 zu rech-
nen.

37. Einzelgen. nach § 15 b LNatSchG:
Entbehrlich, wenn Beteiligung im TÖB-Verfahren (§ 15
LNatSchG)

51 MUNF Änderung ist in den
Entwurf LNatschG-
Novelle eingearbei-tet
(Kabinettsbe-fassung
Okt. 2001)

38. Besetzung der Gutachterausschüsse:
Verzicht auf personelle Mindestausstattung (LVO)

53 IM Es wurde Einigkeit
darüber erzielt, die
Gutachteraus-
schüsse ausreichend
(Formulie-
rungsvorschlag) zu
besetzen.

Umgesetzt durch
ÄnderungsVO vom
5.7.2000 (GVOBl.
2000, S. 547)

39. Zinsforderung des Landes bei Zuschussabrechnungen:
großzügigere Handhabung (§§  116 ff LVwG)

60 MFE Die Projektgruppe
empfiehlt, die Baga-
tellgrenze von Zins-
forderungen des
Landes von 1.000
DM auf 5.000 DM
anzuheben.

Anhebung der Gren-
ze ist erfolgt durch
Änderung der VV-K
(Amtsbl. S.-.H. 1999,
S. 570)
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Vorschlag
Nr.

Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

40. Vorbericht zum Haushaltsplan: Inhalt reduzieren (GemHVO) 63 IM Es wird dem Vor-
schlag von IV 3 ge-
folgt, wonach § 3 Nr.
5 GemHVO im Rah-
men der nächsten
Änderung d. GemH-
VO gestrichen wer-
den soll.

Umgesetzt durch
ÄnderungsVO vom
20.7.2001(GVOBl. S.
130)
In-Kraft-Treten:
01.01.2002

41. Vergaben: Bindung an Vorschriften lockern (VOB/VOL) 68 IM/
MWTV

Eine Arbeitsgruppe
(IM - FF -, KLV,
MWTV) soll Spiel-
räume im vorhan-
denen Recht und
Flexibilisierungs-
vorschläge in Rich-
tung einer Änderung
des Bundesrechtes
erarbeiten.

Abschlussbericht der
Arbeitsgruppe ist im
Mai 2001 vorgelegt
worden.
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IV. Vorschläge des Landes Schleswig-Holstein 2000/2001

lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

42. Genehmigungsfreistellung kommunaler Haushalte, die aus-
geglichen waren u. im Finanzplanungszeitraum ausgegli-
chen sind

IM Umsetzung erfolgt im
Rahmen der nächs-
ten Änderung des
Kommunalver-
fassungsrechts.

43. Ermächtigung der Kommunen, von durch Landesver-ordnung
festgelegten Standards abzuweichen

IM Umsetzung durch
Artikelgesetz wird
geprüft.

44. Verzicht auf die Genehmigung von Namensänderungen von
Gemeinden

IM Umsetzung erfolgt im
Rahmen der nächs-
ten Änderung des
Kommunalver-
fassungsrechts.

45. Verzicht auf die Genehmigung von Gebietsänderungs-
verträgen

IM Umsetzung erfolgt im
Rahmen der nächs-
ten Änderung des
Kommunalver-
fassungsrechts.

46. Ermöglichen alternativer Finanzierungsformen bei der Über-
lassung der Nutzung von Gemeindevermögen

IM Umsetzung erfolgt im
Rahmen der nächs-
ten Änderung des
Kommunalver-
fassungsrechts.

47. Wegfall der Genehmigungspflicht bei Veräußerung unbe-
weglicher Sachen, die einen besonderen wissen-
schaftlichen, geschichtlichen oder künstlerischen Wert ha-
ben

IM Umsetzung erfolgt im
Rahmen der nächs-
ten Änderung des
Kommunalver-
fassungsrechts.
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

48. Wegfall der Mitteilungspflichten des zuständigen Dienstvor-
gesetzten an die oberste Dienstbehörde nach der Landes-
disziplinarordnung für den Bereich der Kommunen

IM Wegfall im Entwurf
der neuen LDO vor-
gesehen, Umset-
zung bleibt abzuwar-
ten.

49. Wegfall der repräsentativen Wahlstatistik zu Kommunal-
wahlen

IM Änderung des
GKWG im Jahre
2002 vorgesehen
(rechtzeitig vor
nächster Kommunal-
wahl 2003).

50. Verzicht auf öffentliche Auslegung der Wählerverzeich-nisse
zu Landtags- und Kommunalwahlen

IM Änderung des
GKWG im Jahre
2002 vorgesehen,
Änderung des Lan-
deswahlG rechtzeitig
vor der nächsten
Landtagswahl 2005.

51. Genereller Verzicht auf Mitwirkung der Arbeitsschutz-
behörde (LGA) im gaststättenrechtlichen Konzessionsverfah-
ren

MASGV Vgl. Anlage 1, Nr. 18 Wird vom MWTV im
Rahmen der beab-
sichtigten Novelle der
GaststättenVO (be-
findet sich in der
Rechtsförmlichkeits-
prüfung) durch eine
Kann-Regelung be-
rücksichtigt. Mit
einer Umsetzung
wird bis zum II. Quar-
tal 2002 gerechnet.
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lfd.
Nr.

Bezeichnung Ressort Bemerkungen Umsetzungsstand Einsparung
Kommunen

52. Umwandlung der Aufgaben der Kreisgesundheitsbehörden
von Weisungsaufgaben in pflichtige Selbstverwaltungs-
aufgaben

MASGV Umsetzung im Rah-
men der Novelle des
Gesundheits-
dienstgesetzes zum
1.1.2002 vorgese-
hen.


